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Vollzug der Wassergesetze; 
Einleiten von Niederschlagswasser aus dem Bau- und Sondergebiet „Weichshofen“ 
über einen Regenwasserkanal in den Kattenbach, durch die Gemeinde Mengkofen 
Antrag der Gemeinde Mengkofen vom 16.11.2012, auf Erteilung einer gehobenen 
wasserrechtlichen Erlaubnis für oben genannte Einleitung 
 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2013 des Grundschulverbandes Marklkofen 
 
 
Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 22. September 2013; 
Bekanntmachung des Kreiswahlleiters für den Wahlkreis 230 „Rottal-Inn“ vom  
26. Februar 2013 
 
 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); 
Antrag der Ganslmeier GbR, Heinzleck 2, 84152 Mengkofen, auf Erteilung der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer 
Anlage zum Halten oder zur Aufzucht von 376 Zuchtsauen, 788 
Ferkelaufzuchtplätzen und 1340 Mastplätzen auf dem Grundstück Fl.Nr. 629 und 
640, der Gemarkung Mühlhausen; 
 
 
Übung der Bundeswehr 
 
 
Übung der Bundeswehr 
 
 
 

-------------- 
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42-632/4/1 F 319 Fü/Pau 
 
 
 
Vollzug der Wassergesetze; 
Einleiten von Niederschlagswasser aus dem Bau- und Sondergebiet „Weichshofen“ über einen 
Regenwasserkanal in den Kattenbach, durch die Gemeinde Mengkofen 
Antrag der Gemeinde Mengkofen vom 16.11.2012, auf Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen 
Erlaubnis für oben genannte Einleitung 
 
 
 
Die Gemeinde Mengkofen hat die Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis für die oben 
genannte geplante Einleitung beantragt. 
 
Die Einwendungen gegen den Plan und die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan werden am 
 
 

Montag, den 18.03.2013, 
09.00 Uhr 

im 
Landratsamt Dingolfing-Landau 
Kleiner Sitzungssaal, 1. Stock 

 
 
mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie den Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert. 
 
Die Verhandlung ist nicht öffentlich. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden 
kann. 
 
 
 
Dingolfing, den 19.02.2013 
Landratsamt Dingolfing-Landau 
 
 
 

-------------- 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2013 des Grunds chulverbandes 
Marklkofen 

 
 
Aufgrund des Art. 8 und 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i.V.m. Art. 63 ff der 
Gemeindeordnung hat der Schulverband Marklkofen am 17. Januar 2013 folgende Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2013 beschlossen, die hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 40 Abs. 1 KommZG 
i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO bekannt gemacht wird: 

I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 698.550 € 
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 10.000 € 
                       
ab. 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
Schulverbandsumlage 
 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben 
im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2013 auf 624.240 € festgesetzt und nach der Zahl 
der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 
 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 
vom 01.Oktober 2012 auf 270 Verbandsschüler festgesetzt. 
 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  2.312,00 € festgesetzt. 
 
4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht 
beansprucht. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht getroffen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01.Januar 2013 in Kraft. 
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II. 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile 
 

III. 

Die Haushaltssatzung wird hiermit gemäß Art. 24 Abs. KommZG, Art. 63 Abs. 3 GO amtlich 
bekanntgemacht. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 40 
Abs. 1 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO eine Woche lang vom 
 

4. März 2013 bis 11. März 2013 

 

in der Geschäftsstelle des Schulverbandes in Marklkofen, Bahnhofstraße 5, 84163 Marklkofen, 
Zimmer 06, während der allgemeinen Dienststunden öffentlich auf. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen außerdem während des ganzen Jahres zur 
Einsichtnahme auf (§ 4 Satz 1 Bekanntmachungsverordnung). 
 
 
 
Marklkofen, den 21. Februar 2013 
Schulverband Marklkofen 
gez. 
Geltinger 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
 

-------------- 
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Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 

am 22. September 2013 
 

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 

für den Wahlkreis 230 „Rottal-Inn“ 

vom 26. Februar 2013 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschläg en 
 
Gemäß § 19 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
(BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2012 (BGBl I 
S. 1501), in Verbindung mit § 32 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 1 der Zweiten 
Verordnung zur Änderung der Bundeswahlordnung und der Europawahlordnung vom 
3. Dezember 2008 (BGBl I S. 2378), fordere ich hiermit die Parteien und die Wahlberechtigten zur 
möglichst frühzeitigen Einreichung der Kreiswahlvorschläge auf. 
 
Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter spätestens am 
 
 

15. Juli 2013, 18.00 Uhr 
 
 
schriftlich einzureichen. 
 
Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Dienststelle des Kreiswahlleiters befindet 
sich im 
 

Landratsamt Rottal-Inn, Ringstraße 4 - 7, 84347 Pfa rrkirchen, Gebäude 1, Zimmer-Nr. 130 . 
 
 
 
A. Voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswah lvorschlägen 

 
1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von 

Wahlberechtigten eingereicht werden. Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen 
Kreiswahlvorschlag einreichen. 

 
2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 

aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am 17. Juni 2013 bis 18.00 Uhr  dem Bundeswahlleiter (Statistisches 
Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden) ihre Beteiligung an der Wahl 
schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt 
hat. 
 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen 
will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstands, darunter dem 
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
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Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten 
Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstands. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 
des Vorstands sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden. 
 

 3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 5. Juli 2013 für alle Wahlorgane verbindlich 
fest, welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter 
Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren und welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, für die 
Wahl als Parteien anzuerkennen sind. Gegen eine Feststellung, die sie an der Einreichung 
von Wahlvorschlägen hindert, kann eine Partei oder Vereinigung binnen vier Tagen nach 
deren Bekanntgabe Beschwerde zum Bundesverfassungsgericht erheben. In diesem Fall ist 
die Partei oder Vereinigung von den Wahlorganen bis zur Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, längstens bis zum Ablauf des 25. Juli 2013 wie eine 
wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behandeln. 

 
 
B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

 
1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer 
 

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, das 
18. Lebensjahr vollendet hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen ist, 

 
b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer anderen als der den Kreiswahlvorschlag 

einreichenden Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung 
entsprechend den Bestimmungen des § 21 BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt 
worden ist, 

 
c) seine Zustimmung dazu schriftlich erklärt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 

 
 Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber 

kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. 
 
 
2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13  zur BWO eingereicht werden. 

Er muss enthalten 
 
a) Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und 

Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, 
 
b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 

verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren 
Kennwort. 

 
3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstands des 

Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
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handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Bayern keinen Landesverband oder keine 
einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 gemäß 
unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstands genügen, wenn er 
innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem 
Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt. 

 
5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A.2. genannten Parteien müssen außerdem von 

mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags 
nachzuweisen. 

 
6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewerber) müssen von mindestens 

200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 20 Abs. 3 BWG), Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. Hierbei haben drei Unterzeichner ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

 
7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden Nummern 5 und 6 von mindestens 

200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14  zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 4 BWO zu erbringen. 
Auf jedem Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift kann nur eine Unterschrift geleistet 
werden. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. 
 
Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, 
dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß Art. 31 Abs. 7 
Meldegesetz eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine 
Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 
 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreiswahlvorschlag einreichen 
will, sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Die 
vorgenannten Angaben zum Bewerber und zum Wahlvorschlagsträger sind vom 
Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu vermerken. 
 
Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer 
besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung zu bestätigen. 
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert (nach dem Muster der Anlage 
14 zur BWO) eine Bescheinigung seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass er im 
Wahlkreis wahlberechtigt ist. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Kreiswahlvorschlägen 
ungültig.  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete 
Unterschriften sind ungültig. 
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8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 
 

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15  zur 
BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 

 
b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 

16 zur BWO, dass der Bewerber wählbar ist, 
 
c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber 
aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine 
Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 
Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt. Die Niederschrift 
soll nach dem Muster der Anlage 17  gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach 
dem Muster der Anlage 18  abgegeben werden. Ferner haben Parteien dem 
Kreiswahlvorschlag eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers 
gegenüber dem Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15  beizufügen, dass er 
nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist.  

 
d) Die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des 

Wahlrechts der Unterzeichner (siehe B.7.), sofern der Kreiswahlvorschlag von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 
9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform rechtzeitig vorzulegen. Die Schriftform ist 

dann gegeben, wenn die schriftlich einzureichenden Unterlagen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen. 
Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 

 
 
C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschläge n sowie Beseitigung von 

Mängeln  
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine 
Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter 
Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen 
persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden. 
 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 15. Juli 2013, 18.00 Uhr , kann ein Kreiswahlvorschlag nur 
durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit 
verliert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der Unterschriften 
nach den Punkten B.5. und B.6. bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung des 
Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen.  
 
Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Mängel im Kreiswahlvorschlag durch 
die Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur 
noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (vgl. § 25 Abs. 2 BWG). 
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Auskunft über Fragen, welche die Einreichung von Wahlvorschlägen betreffen, erteilt das Büro des 
Kreiswahlleiters. Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke  nach Anlage 14 
(Unterstützungsunterschriften) sowie die weiteren Vordrucke nach Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur 
BWO für die Einreichung von Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztgenannte Vordrucke sind 
auch im Internetangebot des Landeswahlleiters unter www.wahlen.bayern.de abrufbar. 
 
 
Pfarrkirchen, 26.02.2012 
gez. 
Robert Kubitschek 
Kreiswahlleiter 
 
 
 

-------------- 
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Az.: 42-170/3/2-360 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); 
Antrag der Ganslmeier GbR, Heinzleck 2, 84152 Mengkofen, auf Erteilung der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zum Halten 
oder zur Aufzucht von 376 Zuchtsauen, 788 Ferkelaufzuchtplätzen und 1340 Mastplätzen auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 629 und 640, der Gemarkung Mühlhausen; 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung:  
 
 
Die Ganslmeier GbR beantragte unter Vorlage von Plänen und Erläuterungen die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zum Halten 
oder zur Aufzucht von 376 Zuchtsauen, 788 Ferkelaufzuchtplätzen und 1340 Mastplätzen auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 629 und 640, der Gemarkung Mühlhausen; 
 
Das Vorhaben ist genehmigungspflichtig nach § 4 Abs. 1 BImSchG i.V.m. Nr. 7.1 Spalte 1 Buchst. G, 
H und I des Anhangs zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4.BImSchV).  
 
1. Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die Unterlagen, aus denen sich Art und Umfang 

des Vorhabens ergeben, liegen in der Zeit  
 
von Mittwoch, den 06.03.2013, 
bis einschließlich Montag, den 08.04.2013,  
 
im Landratsamt Dingolfing-Landau, Zimmer-Nr. 226, Obere Stadt 1 - 3, 84130 Dingolfing, während 
der allgemeinen Dienstzeit zur Einsichtnahme aus. 

 
2. Bis einschließlich Montag, den 22.04.2013,  können Einwendungen gegen das Vorhaben beim 

Landratsamt Dingolfing-Landau schriftlich erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist werden alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 

 
3. Die Erörterung etwaiger Einwendungen erfolgt  

 
am Mittwoch, den 08.05.2013 um 9.30 Uhr , 
im Kleinen Sitzungssaal des Landratsamtes Dingolfing-Landau. Sollte die Erörterung an diesem 
Tag nicht abgeschlossen werden können, wird der Termin an den Folgetagen ebenfalls um 9.30 
Uhr fortgesetzt. 
 
Formgerecht erhobene Einwendungen werden auch beim Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. 

 
4. Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Personen, die Einwendungen erhoben 

haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.  
 
 
Dingolfing, 27.02.2013 
Landratsamt Dingolfing-Landau 
 
 
 

-------------- 
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Übung der Bundeswehr 
 
 
 
Die Bundeswehr führt vom 02.04. - 30.04.; 02.05. – 31.05. und 03.06. – 28.06 .2013 im Raum 
Schwabach – Kallmünz – Neunburg v. Wald – Cham – Re gen – Passau – Simbach – 
Eggenfelden – Taufkirchen – Moosburg – Allershausen  – Theissing – Neuburg a.d. Donau – 
Nördlingen – Fremdingen – Gunzenhausen  eine Übung durch. 
 
 
Besonderheiten der Übung:  An Samstagen, Sonn- und Feiertagen findet kein fliegerischer Dienst 
 statt. 
 
 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der übenden Truppe fernzuhalten. Das 
Auflesen von Fundmunition oder Munitionsteilen ist verboten. Wer militärische Kampfmittel findet, hat 
dies der übenden Truppe oder der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. 
Neben den Jagdberechtigten sollen auch die Bewohner abgelegener Gemeindeteile oder einzelner 
Gehöfte in ortsüblicher Weise von der Übung benachrichtigt werden. 
 
Einwendungen gegen diese Übung sind bis 25.03.2013 beim Landratsamt Dingolfing-Landau 
vorzubringen. 
Manöverschäden müssen sofort nach Bekanntwerden bei der örtlich zuständigen Gemeinde gemeldet 
werden. 
 
 
 
Dingolfing, 27.02.2013 
Landratsamt Dingolfing-Landau 
 
 
 

-------------- 
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Übung der Bundeswehr 
 
 
 
Die Bundeswehr führt vom 09.04. – 18.04.2013 im Raum St. Englmar – Ruhmannsfelden – 
Deggendorf – Natternberg – Altenbuch – Mengkofen – Neuhofen – Sallach – Rain – Mitterfels  
eine Übung durch. 
 
Besonderheiten der Übung: Blaulicht- und Nebelmitteleinsatz zu Übungszwecken 
 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der übenden Truppe fernzuhalten. Das 
Auflesen von Fundmunition oder Munitionsteilen ist verboten. Wer militärische Kampfmittel findet, hat 
dies der übenden Truppe oder der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. 
Neben den Jagdberechtigten sollen auch die Bewohner abgelegener Gemeindeteile oder einzelner 
Gehöfte in ortsüblicher Weise von der Übung benachrichtigt werden. 
 
Einwendungen gegen diese Übung sind bis 25.03.2013 beim Landratsamt Dingolfing-Landau 
vorzubringen. 
Manöverschäden müssen sofort nach Bekanntwerden bei der örtlich zuständigen Gemeinde gemeldet 
werden. 
 
 
 
Dingolfing, 27.02.2013 
Landratsamt Dingolfing-Landau 
 
 
 

-------------- 
 
 
 

LANDRATSAMT DINGOLFING-LANDAU 
gez. 

Heinrich Trapp 
Landrat 

 
 
 
 


